
 
Dummheit kann nicht organisiert werden. 

 

Nichtreduzierbare Komplexität (kI) ist ein irreduzibel, originär und komplexes System, das 

aus mehreren zusammenpassenden und zusammenwirkenden Grundelementen besteht, die zur 

Grundfunktion beitragen, wobei das Entfernen oder neu Erfassen irgendeines der Teile 

bewirkt, daß das System effektiv zu funktionieren aufhört.  

Nichtwollen, Nichtkönnen, Nichtmüssen zum Nichtwissen, 

kann im Gefahrenbereich der Beweislast nicht wirksam in den Behörden organisiert werden. 

Fictio cessat, ubi veritas locum habere potestñ: 

Eine Fiktion scheidet aus, wo die Wahrheit Platz greifen kann. 

 

 

Werkzeug der Unmündigkeit ist die Angst. Durch Angst ist keine Liebe möglich. Angst ist der 

Ausdruck, den der Schöpfer nicht berührt hat. Die Methode ist klar: Unmündigkeit durch 

arglistig-heimtückische Rabulistik durch Illetrismus. 

 

Als funktionaler Anal-Phabetismus oder Illetrismus (Souveränität oder Super-Anus) wird die 

Unfähigkeit bezeichnet, die Schrift für das Naturrecht im Mißverständnis so zu gebrauchen, 

wie es im Rechtkontext kategorisch vorgegeben ist, um demokratisch zu diskutieren, 

demonstrieren  und zu marschieren, damit vorsätzliche Mißverständnisse und Streitigkeiten in 

Meinungsverschiedenheiten bewußt entstehen und niemals enden. 

 

Die Rabulistik dient dazu, unabhängig von der Richtigkeit der eigenen Position durch 

Sophismen, verdeckte Fehlschlüsse und andere rhetorische Tricks wie das Einbringen 

diskussionsferner Aspekte, arglistig-heimtückische Scheinverschiebung unter Geheimvor-

behalt die wahre Bedeutung zu verdunkeln, um Verschiebungen des Recht im UN-Recht zu 

behalten. Die Grenzen zur Tarnung, Täuschung, Irreführung und Lüge sind dabei fließend. 

Die Rabulistik kann als Teilgebiet der Eristik oder der Rhetorik als Kunst betrachtet werden 

und ist als Art keine Kategorie Recht in der Realität.  

 

Im Bewußtsollen der öffentlichen Gesellschaft der positivistischen UN-Vernunft der 

Demokratie sind die klassischen Erkenntnisquellen für Ethos und Recht gegenwärtig außer 

Kraft gesetzt. Es ist nicht möglich und zulässig, daß Psychologen oder Psychiater als 

juristische Personen den Menschen ganzheitlich begutachten und die Juristen das Recht des 

Menschen einjustieren können. Recht- und Geisteswissenschaften an den Hochschulen und 

Universitäten sind Pseudo- oder Lügenwissenschaften. 

 

Den Menschen wird das Falsche in der Personifikation gelehrt, denn sie sind auf das Falsche 

als Person durch die Justierung konditioniert worden. Menschen sind in der Eigenschaft der 

fiktiven Person entweder unwissend, zu bequem, zu faul oder nicht offen für das Richtige. 

 

Die Objektformel basiert auf der Verletzung der Menschenwürde, wenn der konkrete Mensch 

zum Objekt, zu einem bloßen Mittel, zur vertretbaren Größe herabgewürdigt wird, und drauf 

der Mensch durch den Staat oder durch seine Mitbürger als bloßes Objekt, das unter 



vollständiger Verfügung eines anderen Menschen steht, als Nummer eines Kollektivs, als 

Rädchen im Räderwerk behandelt und ihm damit jede eigene geistig-moralische oder gar 

physische Existenz unter dem Instrumentalisierungsverbot genommen wird.  

 

 

Die künstlichen Räuber- und Theaterspielchen von Bediensteten in den Behörden und ihre 

Gesten, Mimiken, Masken sowie Kunstrollen sind gegenüber Menschen verboten. 

Handlungen in den Behörden wie 

 

Anfragen der Menschen nicht zu beantwortet, 

die Zuständigkeit und Verantwortung anonym anbzuwimmeln, 

telefonische Anfragen abzubrechen, auf den Schriftweg verweisen, dann auf schriftliche 

Anfragen nicht zu reagieren  und willkürlich Hausverbote zu erteilen 

 

sind schwere Straftaten der Aussetzung im Völkerstrafgesetz.  

 

 

 

Seite 28 Ă..... Nach hiesiger Auffassung handelt es sich jedoch um Menschen, die sich vom 

politischen System abgewandt haben, weil sie ihre Werte politisch nicht mehr vertreten 

fühlen. Daher kann dieser Teil des ĂReichsb¿rgerñ-Spektrums mit dem Begriff der 

ĂStaatsverdrossenheitñ charakterisiert werden....". 

 

In der Handlungsempehlung praktizieren sie ihre Fakten im künstlich erzeugten 

Rechtmangel, durch die Menschen ihren Glauben an das System verlieren. Dabei handelt 

es sich bei diesem Handbuch ĂReichsb¿rgerñ um Volksverhetzung mit einer 

"Empfehlungsnote" an die jP. Funktionsbediensteten in den Behörden. Seite 88 f. = HH - 

Synonyme für Heil Hitler) 

 

Die Menschenwürde zu achten und zu schützen ist verfassungrechtliche Verpflichtung aller 

staatlichen Gewalt. Die Gewaltentrennung darf bei Grundrechtverletzung nicht angewandt 

werden. 

 

Bei Dienstverweigerung ist kein Rechtraum für Diskussionen oder Unzuständigkeit im 

kategorischen Imperativ der unantastbaren Menschenwürde und gegen das unverletzliches 

und unveräußerliches Menschenrecht. Das Personal ist in der offensichtlichen und 

offenkundigen Tatsache überhaupt nicht kritikfähig und gegen Aufklärung in der Metaphysik 

der reinen Vernunft resistent, obwohl Aufklärung der Ausgang aus der Unmündigkeit ist. Die 

Aufsicht muß gehörig erfolgen (Art. 25 GG, § 14 VStGB), denn im Individualrecht besitzt 

allein der weisungschutzberechtigte Mensch. 

 

Das gegenwärtig angewandte Instrument durch das Behördenpersonal in der Unmündigkeit ist 

Weglaufen, Behauptung der Unzuständigkeit und Telefonat abbrechen, das ein nichtiger 

Verwaltungsakt ohne tatsächliche  Begründung und Glaubhaftmachung ist. Das ist verfas-

sungwidriger  Rechtbankrott. 

 

Jede Form eines fiktional rechtsgestaltenden oder feststellenden Verwaltungsakt sowie bei 

Verwaltungsakten mit Doppelwirkung, in denen die sofortige Vollziehung im öffentlichen 

Interesse oder im überwiegenden Interesse eines Beteiligten von der Behörde, die den 

Verwaltungsakt erlassen oder über den Widerspruch zu entscheiden hat, besonders angeordnet 

wird, ist das besondere Interesse an der sofortigen Vollziehung des Verwaltungsakts 



schriftlich zu begründen. Einer besonderen Begründung bedarf es nicht, wenn die Behörde bei 

Gefahr im Verzug, insbesondere bei drohenden Nachteilen für Leben, Gesundheit oder 

Eigentum vorsorglich eine als solche bezeichnete Notstandsmaßnahme im öffentlichen 

Interesse trifft. Die Menschen benötige für das Auflegen der Telefonate einen begründeten 

und glaubhaft gemachten Verwaltungsakt. Beachte, daß Verwaltungsakte nichtverfassung-

rechtlicher Art nur zulässig sind (§ 40 VwGO). 

 

Menschenrechtverletzungschutzopfer, Menschenrechtler, Menschenrechtkommissare, Men-

schenrechtrechtbeistände und Zugehörige von nichtwirtschaftlichen und nichtregierenden 

Menschenrechtorganisationen des zwingend humanitären Völkerrecht dürfen in der Öffent-

lichkeit nicht in Verruf gebracht werden. Das besondere Recht der umfassenden 

Grundrechtberechtigung und Grundrechtbefugnis in BVerfGe 1 BvR 1766/2015 ist von Straf- 

und Urhebergesetzen bei Aufklärung, Kritik und Abwehr verfassungwidrigen Handelns sowie 

Forschung frei. Die öffentliche Verletzung der Menschenwürde als Individualrecht ist 

strafbar, wenn das Individualrecht verletzt wird!  

 

Auf Grundlage des tatsächlich verletzten Vertrauenschuldschutzes durch Bedienstete im Staat 

im außervertraglichen Schuldverhältnis wegen positiver Vertragschuldverletzung ist das 

Investitionsschutzabkommen (ICSID ï Obligation wegen "Culpa  in contrahendo") verletzt, 

wenn die Bediensteten ihre Aufgabe nicht erfüllen. Im außervertraglichen Schuldverhältnis 

darf durch die Obligation  in Rubrum, Rechtwahl und Gerichtstand vom Gläubiger frei 

gewählt werden (Art. 6, 38-42 EGBGB). Nichtregierungsorganisationen für Menschenrecht 

dürfen in ihrem Recht vorrangig nicht behindert werden (Art. 25 GG). 

 

ECHR 75529/01, Art. 1-4, 19 Grundrecht, Art. 25, 79 GG 

§ 112 BPersVG, § 2 VwVfG, § 2 AO, § 26 BMG, §§ 18-29 GVG 

UN-RES A/66/462/Add.2, UN-RES 43/225, UN-A/RES/66/164, UN-A/RES/53/144, 

UN-A/RES/53/625/Add. 2, UN-DOC A/C.5/43/18 sowie 

UN-Resolution A/RES/217, UN-Doc. 217/A-(III) 56/83 zu ILC gemäß Art. 73 UN-Charta 

Art. 142-149 genfer Abkommen IV ï SR 0.518.51  

 

Da Art. 25 GG vor Bundes- und Landesgesetzen anzuwenden gilt, ist das Völkerrecht in Art. 

142-149 genfer Abkommen IV ï SR 0.518.51, §§ 6-13 VStGB) anzuwenden. Für eine 

Nichtanwendung des Völkerrecht besitzen die Behörden kein Recht und keine Zuständigkeit 

im vertraglichen Schuldverhältnis.  

 

In der ĂResolution der Generalversammlung - Bericht (A/66/462/Add.2) in 66/164 zur  

Förderung der Erklärung über das Recht und die Verpflichtung von Einzelpersonen, Gruppen 

und Organen der Gesellschaft, die allgemein anerkannten Menschenrechte und 

Grundfreiheiten zu fördern und zu schützen, fordert die UN-Generalversammlung, unter 

Hinweis auf ihre Resolution 53/144 die Staaten außerdem nachdrücklich auf, geeignete 

Maßnahmen zu ergreifen, um die Frage der Straflosigkeit für Angriffe, Drohungen und 

Einschüchterungshandlungen anzugehen, die von staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren 

gegen Menschenrechtsverteidiger und ihre Angehörigen begangen werden, einschließlich 

Fällen von geschlechtsspezifischer Gewalt, namentlich indem sie dafür sorgen, dass 

Beschwerden von Menschenrechtsverteidigern umgehend untersucht werden und dass ihnen 

auf transparente, unabhªngige und rechenschaftspflichtige Weise nachgegangen wirdñ. 

 

Ich stelle offenkundig und offensichtlich fest, daß die Mitarbeiter in der Behörde 

verfassungschädlich sowie verfassungfeindlich tätig sind, um keinen effektiven  Rechtschutz 

zu gewähren und das zwingende Völkerrecht strafbar zu mißachten, da die Mitarbeiter in den 



Behörden sich nicht auf ihr Grundrecht berufen können, denn sie sind als morituri te 

salutant Grundrecht verpflichtet (BVerfGE 1 BvR 1766/2015). Sie kennen weder die 

Verfassung noch praktizieren oder respektieren sie die verfassunggemäße Grundordnung.  

 

Gemäß BVerfGE 1 BvR 1766/2015 sind die Behörden und ihre Derivatorganisationen nicht 

rechtfähig und auf keinen Fall Grundrecht berechtigt oder Grundrecht befugt, sondern 

Grundrecht verpflichtet. Da die Behörden im öffentlichen Recht nicht gemäß dem 

Einführungsgesetz des bürgerlichen Gesetzbuchs (Art. 6 EGBGB), sondern im 

außervertraglichem Schuldverhältnis des Ausführungs-, Ermächtigungsgesetz oder 

Vollstreckungsgesetz in Kriegshandlungen gegen das zwingend-humanitärem Völkerrecht in 

Art. 73 UN-Charta sowie des genfer Abkommen IV ï SR 0.518.51, gegen die unantastbare 

Menschenwürde und gegen das  unverletzliche und unveräußerliche Menschenrecht handeln, 

ist Art. 24 (3), 25 GG verletzt. 

 

Denn durch die De- oder Renazifizierung Deutschlands (BVerVG 2 BvR 1/73) sind in der 

Bundesrepublik Deutschland staatliche Gerichte in § 15 GVG öffentlich nicht erreichbar. Im 

Rechttitel ECHR 75529/01 SÜRMELI / BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND wurde der 

Stillstand der Rechtschutzpflege in § 245 ZPO  als offensichtliche und offenkundige Tatsache 

gemäß § 291 ZPO nachgewiesen, so daß öffentlich ein effektiver Rechtschutz nicht gegeben 

ist. Gemäß Art. 20 (4) GG gilt Widerstandspflicht, wenn andere rechtstaatliche Hilfe nicht 

erreichbar ist.  

 

 

Gemäß Art. 95, 127 GG ist das oberste Bundesgericht (Obergericht) wegen der De- oder 

Renazifizierung der Justiz nicht erreichbar, so daß Selbsthilfe in Notstand, Notwehr als 

Rechtfertigungsgrund weder straf- noch zivilrechtlich sanktioniert werden darf (§§ 229, 239 

BGB, §§ 34, 35 StGB), wenn staatliche Rechtordnung nicht erreichbar ist. Die Bundes-

republik Deutschland ist kein Rechtstaat, sondern ein demokratisch-sozialer Bundesstaat.  

 

§ 5 VwVfG darf Amtschutzhilfe nicht verweigert werden. Behördliches Handeln ist  als Fakt 

ein Verwaltungsakt und ist zu begründen und glaubhaft zu machen. Die Gesetze dürfen im 

Kollisionsfall gegen das zwingend vorrangige Völkerrecht weder benutzt noch angewandt 

werden (Art. 25 GG, Art. 73 UN-Charta), denn der Verwaltungsweg ist nur in nicht 

verfassungschutzrechtlicher Art gegeben, denn gemäß der Erklärung des nds. 

Justizministeriums in (Dokument 1001 I-202.45) vom 19.01.2017 n. Chr. wird in der 

Jurisfiktion  

 

Å Rechtsprechung ohne Rechtfªhigkeit,  

Å Prozesse ohne ProzeÇfªhigkeit,  

Å Klagen ohne Klageberechtigung und Klagebefugnis,  

Å Schªden ohne Haftbarkeit mit anonymer UN-Verantwortung fingiert  

und  

Å Vºlkerrecht ohne Zuständigkeit gegen die Verfassungordnung verleumdet. 

 

Diese Handlungen sind strafbar, denn in der öffentlichen Verfassungordnung und 

Rechtspaltung ist das Völkerrecht vor Bundes- und Landesgesetzen einzuhalten  und muß 

durchgesetzt werden.  

 

Pseudowissenschaft (griech. ɣŮɨŭɤ, pseudo, Ăich tªusche vorñ) ist ein Begriff f¿r 

Behauptungen, Lehren, Theorien, Praktiken und Institutionen, die beanspruchen, 



Wissenschaft zu sein, aber Ansprüche an Wissenschaften nicht erfüllen. Der Begriff 

wird sowohl analytisch-deskriptiv als auch abwertend benutzt. 

¶ Pseudowissenschaften treten mit dem Anspruch der Wissenschaftlichkeit auf. 

¶ Pseudowissenschaften stehen im Widerspruch zu den anerkannten wissenschaftlichen 

Methoden und Erkenntnissen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 








